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Basel ist ein Wissenschaftsstandort von internationalem Rang, vor allem dank der 
herausragenden Forschung und Lehre, die von Beschäftigten der Universität Basel geleistet 
wird. Mehr denn je ist die Universität Teil eines internationalen Wettbewerbs, nicht nur um 
Forschungsgelder, sondern vor allem auch um hochqualifiziertes Personal. Um weiterhin für 
nationale und internationale Forschende attraktiv zu bleiben, ist eine Modernisierung der 
Anstellungsstrukturen an der Universität Basel notwendig. Ein Grossteil des wissenschaftlichen 
Betriebs wird vom sogenannten universitären Mittelbau gestemmt (in Basel zusammengefasst 
als Gruppierung II und III). Es handelt sich um Doktorierende, Postdoktorierende, 
Lehrbeauftragte und Privatdozent:innen. Die Arbeitsbedingungen dieser Wissenschaftler:innen 
sind problematisch und stehen zunehmend in der Kritik. Das Hauptproblem sind befristete 
Anstellungen1. Letztlich leiden unter den prekären Arbeitsbedingungen die Qualität der 
Forschung und die Betreuung der Studierenden. 

Betroffene fordern aktuell eine Reform, die zu besseren Arbeitsbedingungen führen soll. Bereits 
vor drei Jahren wurden die Regierungsrät:innen von BS und BL per Schriftliche Anfrage und 
Interpellation gebeten, sich mit der Prekarität des universitären Mittelbaus zu befassen. Es 
zeigte sich, dass die Vertragslaufzeit nach dem Doktorat durchschnittlich nur 2 – 4 Jahre 
beträgt, für Lehrbeauftragte oft sogar nur ein Semester. Diese Situation betrifft rund 67% aller 
Angestellten mit Doktorat, sprich Personen mit hohen Qualifikationen, deren Durchschnittsalter 
über 35 Jahren liegt. Zum Vergleich: 2022 waren schweizweit nur 8.6% aller Arbeitnehmenden 
befristet angestellt. Prekäre Arbeitsverhältnisse und fehlende Zukunftsaussichten haben nicht 
nur einen negativen Effekt auf die psychische Gesundheit, sondern mindern auch die 
Attraktivität des Wissenschaftsstandorts Basel. Zahlreiche herausragende 
Wissenschaftler:innen, darunter überdurchschnittlich viele Frauen, beenden aufgrund der 
untragbaren Arbeitsbedingungen und der Unvereinbarkeit von Karriere und Familie vorzeitig 
ihre wissenschaftliche Laufbahn. 

Da andere Universitätsstandorte bereits Massnahmen ergriffen haben und der Bundesrat in 
diesem Jahr die Probleme des universitären Mittelbaus als Schwerpunkt definiert hat (BFI 
Botschaft), ist auch die Universität Basel besonders gefordert. Eine angestrebte Mittelbaureform 
wurde vom Rektorat aber mit dem Verweis auf fehlendes Budget vertagt. Mit besseren 
Anstellungsbedingungen, der Abflachung von Hierarchien und der Schaffung von permanenten 
Stellen für promovierte Wissenschaftler:innen würde die Universität Basel sich national und 
international als attraktive Arbeitgeberin positionieren, der Abwanderung und dem vorzeitigen 
Karriereende und hochqualifizierter Forscher:innen – und so einem ‘brain drain’ – 
entgegentreten und den Anliegen der Geschlechter- und Chancengleichheit Rechnung tragen.  

Die notwendigen Massnahmen sind innerhalb der zuständigen Gremien der Universität und 
damit mit Rücksicht auf die bikantonale Trägerschaft zu verhandeln und zu treffen. Die 
Unterzeichnenden bitten die Regierung diesbezüglich folgende wichtigen Anliegen einzubringen 
und zu berichten 

- wie die Anstellungs- und Arbeitsbedingungen für die Gruppierungen II und III an der 
Universität deutlich verbessert werden können und in welchen Schritten das Ziel, den 
Prozentsatz befristeter Stellen an den schweizweiten Wirtschaftsstandard von unter 9% 
anzugleichen, erreicht werden kann 

- wie sich der Regierungsrat dafür einsetzen wird, dass promovierte Universitätsangestellte 
grundsätzlich unbefristet angestellt werden 

- wie die für die Verbesserungen benötigten zusätzlichen Mittel bereitgestellt werden 
können 

- ob beispielsweise zusätzliche Mittel für die Universität Basel an die Ausarbeitung einer 
Mittelbaureform gebunden werden können, um Anreize für eine effiziente Anpassung der 
Personalstruktur zu schaffen 

- ob zur Begleitung des Prozesses ein Gremium eingesetzt werden kann, in dem aus allen 
Fakultäten Vertreter:innen der Gruppierungen I, II und III mit gleicher Stimmenzahl 
einsitzen 

1 Gemäss einer SNF Umfrage unter Nachwuchsforschenden im Jahr 2022 sind 55% aller Postdocs mit ihrer 
Jobsicherheit unzufrieden (siehe: 



https://www.snf.ch/media/de/dUHc9D1PqYBUbJv8/Report_Early_Career_Researcher_Survey_FORS.pdf). 
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